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BESCHLUSS 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des Vizepräsidenten 

DDr. Christoph GRABENWARTER, 

 

in Anwesenheit der Mitglieder 

 

Dr. Claudia KAHR,  

 

Dr. Georg LIENBACHER, 

 

Dr. Michael RAMI und 

 

Dr. Johannes SCHNIZER 

 

 

als Stimmführer, im Beisein der verfassungsrechtlichen Mitarbeiterin 

Dr. Hannah SCHOLZ-BERGER 

als Schriftführerin, 
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in der Beschwerdesache der ******************************* gegen den 

Beschluss des Bundesverwaltungsgerichtes vom 2. November 2018, Z W170 

2206225-1/2E, in seiner heutigen nichtöffentlichen Sitzung beschlossen: 

 

I. Gemäß Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. b B-VG wird die Verfassungsmäßigkeit folgen-

der Bestimmungen von Amts wegen geprüft: § 10 des Bundesgesetzes über 

die Ausübung des ärztlichen Berufes und die Standesvertretung der Ärzte 

(Ärztegesetz 1998 – ÄrzteG 1998), BGBl. I Nr. 169, idF BGBl. I Nr. 25/2017, 

§ 13b Z 2 sowie § 117c Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 Z 1 leg.cit. idF BGBl. I 

Nr. 82/2014. 

II. Gemäß Art. 139 Abs. 1 Z 2 B-VG wird die Gesetzmäßigkeit der Verordnung 

der Österreichischen Ärztekammer über die Einhebung einer Bearbeitungs-

gebühr für Angelegenheiten im übertragenen Wirkungsbereich (Bearbei-

tungsgebührenverordnung 2014 – übertragener Wirkungsbereich) idF 

1. Novelle, Kundmachung der Österreichischen Ärztekammer Nr. 1/2017, 

veröffentlicht am 28. Juni 2017 auf der Website der Österreichischen Ärzte-

kammer (www.aerztekammer.at) samt Anhang von Amts wegen geprüft. 

III. Das Beschwerdeverfahren wird nach Fällung der Entscheidung im Gesetzes- 

und Verordnungsprüfungsverfahren fortgesetzt werden. 

Begründung 

 

I.  Sachverhalt, Beschwerde und Vorverfahren 

1.  Die Österreichische Ärztekammer nahm mit Bescheid vom 19. Juli 2018 die 

mit Bescheid vom 17. Februar 1995 erteilte Anerkennung der Chirurgischen 

Abteilung des Krankenhauses *********************************** (jetzt: 

*******************************) als Ausbildungsstätte für die Ausbildung 

zum Facharzt für das Sonderfach "Plastische Chirurgie" mit einer Ausbildungsstel-

le sowie die mit Bescheid vom 23. Jänner 2017 erteilte Anerkennung des De-

partments für Plastische, Ästhetische und Rekonstruktive Chirurgie der Klinikum 

**********************, Standort ****, als Ausbildungsstätte für drei näher 

bezeichnete Ausbildungen im Bereich der plastischen Chirurgie zurück. Gleichzei-
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tig wurde das Department für Plastische, Ästhetische und Rekonstruktive Chirur-

gie der Klinikum **********************, Standort ****, als Ausbildungsstätte 

für die Ausbildung im Sonderfach Plastische, Rekonstruktive und Ästhetische 

Chirurgie und die damit in Zusammenhang festgesetzten Ausbildungsstätten aus 

dem Ausbildungsstättenverzeichnis gestrichen. Des Weiteren war eine Bearbei-

tungsgebühr zu entrichten. In der Rechtsmittelbelehrung des Bescheides wurde 

auf die Möglichkeit einer Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht hinge-

wiesen. Die dagegen erhobene Beschwerde wies das Bundesverwaltungsgericht 

mit Beschluss vom 2. November 2018 wegen Unzuständigkeit zurück.  

Dies begründete das Bundesverwaltungsgericht damit, dass sich das ÄrzteG 1998 

auf die Kompetenztatbestände "Gesundheitswesen", "Einrichtung beruflicher 

Vertretungen, soweit sie sich auf das ganze Bundesgebiet erstrecken" und 

"berufliche Vertretungen, soweit sie nicht unter Art. 10 fallen" stütze. Diese 

Kompetenztatbestände seien nicht in Art. 102 Abs. 2 B-VG genannt und somit 

prinzipiell nicht der unmittelbaren Vollziehung durch den Bund zugänglich. 

Darüber hinaus gehe der Verfassungsgesetzgeber davon aus, dass grundsätzlich 

die Zuständigkeit in ein und derselben kompetenzrechtlichen Angelegenheit bei 

ein und demselben Gericht zu konzentrieren sei. Die relevanten Kompetenztat-

bestände würden in der Rechtspraxis im Wesentlichen von den Landesverwal-

tungsgerichten vollzogen, auch wenn der Präsident der Österreichischen Ärzte-

kammer (und nicht einer Ärztekammer eines Landes) belangte Behörde sei. 

Daher und da keine Nähe zur unmittelbaren Bundesverwaltung zu erkennen sei, 

bestehe keine Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes und deshalb 

gemäß Art. 131 Abs. 1 B-VG die Zuständigkeit des örtlich zuständigen Landes-

verwaltungsgerichtes. 

2. Gegen diese Entscheidung richtet sich die vorliegende, auf Art. 144 B-VG 

gestützte Beschwerde, in der die Verletzung in dem verfassungsgesetzlich ge-

währleisteten Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter behauptet 

und die kostenpflichtige Aufhebung des angefochtenen Beschlusses beantragt 

wird. 

3. Das Bundesverwaltungsgericht und die Österreichische Ärztekammer haben 

die Gerichts- und Verwaltungsakten vorgelegt, von der Erstattung einer Gegen-

schrift aber abgesehen. 
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II. Rechtslage 

Die im vorliegenden Fall maßgebliche Rechtslage stellt sich wie folgt dar: 

1. § 10 des Bundesgesetzes über die Ausübung des ärztlichen Berufes und die 

Standesvertretung der Ärzte (Ärztegesetz 1998 – ÄrzteG 1998), BGBl. I 169, idF 

BGBl. I 82/2014, Abs. 2 Z 4 und Abs. 8 zuletzt geändert durch BGBl. I 25/2017, 

lautet wie folgt (die in Prüfung gezogenen Bestimmungen sind hervorgehoben): 

"Ausbildungsstätten für die Ausbildung zum Facharzt 
§ 10. (1) Ausbildungsstätten für die Ausbildung gemäß § 8 sind Abteilungen und 
sonstige Organisationseinheiten von Krankenanstalten, einschließlich Universi-
tätskliniken, sonstige Organisationseinheiten von Medizinischen Universitäten 
oder Universitäten, an denen eine Medizinische Fakultät eingerichtet ist, Son-
derkrankenanstalten, Untersuchungsanstalten der Gesundheitsverwaltung, 
arbeitsmedizinische Zentren gemäß § 80 des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes 
(ASchG), BGBl. Nr. 450/1994, Anstalten, die für die Unterbringung geistig abnor-
mer oder entwöhnungsbedürftiger Rechtsbrecher bestimmt sind, sowie Kran-
kenabteilungen in Justizanstalten, die von der Österreichischen Ärztekammer als 
Ausbildungsstätten für die Ausbildung zum Facharzt eines Sonderfaches aner-
kannt worden sind.  
(2) Die Anerkennung als Ausbildungsstätte für die Ausbildung zum Facharzt eines 
Sonderfaches ist zu erteilen, wenn gewährleistet ist, dass entsprechend den 
fachlichen Erfordernissen die Ausbildungsstätte  
1. nachweislich über einen fachärztlichen Dienst verfügt, der von einem Facharzt 
des betreffenden Sonderfaches geleitet wird, dieser oder der den Leiter vertre-
tende Facharzt zumindest während der Kernarbeitszeit anwesend ist, sodass die 
Anleitung und Aufsicht der Turnusärzte gewährleistet ist, und neben diesem 
mindestens ein weiterer zur selbständigen Berufsausübung berechtigter Facharzt 
des betreffenden Sonderfaches beschäftigt ist; unter Bedachtnahme auf die 
Besonderheit einzelner Sonderfächer kann die Leitung der Ausbildungsstätte 
auch von einem Absolventen einer entsprechenden anderen naturwissenschaft-
lichen Studienrichtung wahrgenommen werden, sofern mit der unmittelbaren 
Anleitung der und Aufsicht über die Turnusärzte ein Facharzt des betreffenden 
Sonderfaches betraut worden ist; 
2. im Hinblick auf die von ihr erbrachten medizinischen Leistungen nach Inhalt 
und Umfang den Turnusärzten die erforderlichen Kenntnisse, Erfahrungen und 
Fertigkeiten entsprechend der Sonderfach-Grundausbildung sowie der Sonder-
fach-Schwerpunktausbildung vermittelt; 
3. über alle zur Erreichung des Ausbildungszieles erforderlichen fachlichen 
Einrichtungen und Geräte einschließlich des erforderlichen Lehr- und Untersu-
chungsmaterials verfügt; 
4. sofern pflegerische Leistungen zu erbringen sind, über einen Pflegedienst 
verfügt, der die Durchführung jener Tätigkeiten, die in § 15 Abs. 5 GuKG in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 185/2013 ausdrücklich bezeichnet sind, 
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gewährleistet und Turnusärzte für diese Tätigkeiten insbesondere im Zeitraum 
der neunmonatigen Basisausbildung herangezogen werden können, wenn dies 
für den Erwerb der für die Erreichung des Ausbildungsziels erforderlichen Kennt-
nisse, Erfahrungen und Fertigkeiten notwendig ist; 
5. über ein schriftliches Ausbildungskonzept verfügt, das die Vermittlung der 
Lerninhalte gemäß den auf Basis dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen 
zeitlich und inhaltlich strukturiert festlegt. 
(3) Gleichzeitig mit der Anerkennung einer Ausbildungsstätte für die Ausbildung 
zum Facharzt eines Sonderfaches gemäß § 8 ist die Zahl der Ausbildungsstellen 
für die Sonderfach-Grundausbildung sowie die Sonderfach-
Schwerpunktausbildung, festzusetzen. Dabei sind die in Abs. 2 für die Anerken-
nung als Ausbildungsstätte genannten Voraussetzungen einschließlich der Zahl 
der ausbildenden Ärzte, die allfällige Bettenzahl sowie der Inhalt und Umfang der 
medizinischen Leistungen der Einrichtung entsprechend zu berücksichtigen.  
(4) Für jede Ausbildungsstelle gemäß Abs. 3 ist neben dem Ausbildungsverant-
wortlichen oder dem mit der unmittelbaren Anleitung und Aufsicht der Turnus-
ärzte betrauten Facharzt mindestens ein weiterer in Vollzeitbeschäftigung (oder 
mehrere teilzeitbeschäftigte Fachärzte im Ausmaß einer Vollzeitbeschäftigung) 
stehender zur selbständigen Berufsausübung berechtigter Facharzt des betref-
fenden Sonderfaches zu beschäftigen.  
(5) Zum Zweck der längerfristigen Sicherstellung der fachärztlichen Versorgung 
der österreichischen Bevölkerung kann die Bundesministerin für Gesundheit 
nach Anhörung der Kommission für die ärztliche Ausbildung gemäß Artikel 44 der 
Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG über die Organisation und Finanzierung 
des Gesundheitswesens, BGBl. I Nr. 105/2008, in der Fassung BGBl. I 
Nr. 199/2013, im Rahmen der Verordnung über die Ärzte-Ausbildung (§ 24 Abs. 
1) darüber hinaus festlegen, dass vom ausbildungsrechtlichen Erfordernis des 
Abs. 4 bei der Festsetzung von Ausbildungsstellen in einzelnen zu bestimmenden 
Sonderfächern für eine zu bestimmende Dauer abzusehen ist, sofern nicht die 
Bewilligung einer einzigen Ausbildungsstelle angestrebt wird. Zusätzlich kann die 
Bundesministerin für Gesundheit durch Verordnung Begleitmaßnahmen zur 
Sicherung der Ausbildungsqualität festlegen.  
(6) Die Anerkennung als Ausbildungsstätte und Festsetzung von Ausbildungsstel-
len hat erforderlichenfalls unter Auflagen und Bedingungen zu erfolgen, wenn 
deren Erfüllung oder Einhaltung für die gesetzmäßige Ausübung der Ausbil-
dungstätigkeit, die Sicherstellung eines qualitativ hochwertigen Ausbildungsni-
veaus oder zur Wahrung der Ausbildungsvoraussetzungen nach diesem Gesetz 
geboten ist.  
(7) Die erstmalige Anerkennung als Ausbildungsstätte wird für einen Zeitraum 
von sieben Jahren erteilt, gerechnet ab dem im Anerkennungsbescheid festge-
legten Wirksamkeitsdatum. Der Zeitraum verlängert sich jeweils um sieben 
Jahre, sofern das Rezertifizierungsverfahren gemäß § 13a ergibt, dass die Vo-
raussetzungen für die Anerkennung weiterhin bestehen.  
(8) Die Anerkennung als Ausbildungsstätte ist unbeschadet des in Abs. 7 festge-
legten Anerkennungszeitraumes von der Österreichischen Ärztekammer zurück-
zunehmen oder einzuschränken, wenn  
1. die für die Anerkennung als Ausbildungsstätte erforderlichen Voraussetzungen 
schon ursprünglich nicht gegeben waren oder 
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2. diese teilweise oder zur Gänze weggefallen sind oder 
3. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Anforderungen an die 
Ausbildung nicht oder nicht mehr erfüllt werden oder 
4. Veränderungen im Versorgungsauftrag, der Leistungsstatistik und/oder der 
personellen oder materiellen Ausstattung der Ausbildungsstätte auftreten, die 
die Ausbildung nicht mehr gewährleisten. 
Gleiches gilt sinngemäß für die Zahl der festgesetzten Ausbildungsstellen. Der 
Träger der Ausbildungsstätte hat im Falle einer Umstrukturierung einer Ausbil-
dungsstätte dies der Österreichischen Ärztekammer unverzüglich schriftlich 
bekanntzugeben, wobei die Anerkennung weiterhin bestehen bleibt, sofern die 
Voraussetzungen für eine Anerkennung weiterhin erfüllt sind. 
(9) Mit der Anerkennung als Ausbildungsstätte kann das Anerkennungsausmaß 
entsprechend eingeschränkt werden, wenn die Ausbildungsstätte nicht das 
gesamte Gebiet der betreffenden Sonderfach-Grundausbildung oder Sonderfach-
Schwerpunktausbildung umfasst oder die von ihr erbrachten medizinischen 
Leistungen nicht gewährleisten, dass Turnusärzten die erforderlichen Kenntnisse, 
Erfahrungen und Fertigkeiten auf dem jeweiligen Gebiet der betreffenden 
Sonderfach-Grundausbildung oder Sonderfach-Schwerpunktausbildung zur 
Gänze vermittelt werden können.  
(10) Eine rückwirkende Anerkennung als Ausbildungsstätte oder rückwirkende 
Festsetzung einer Ausbildungsstelle für die Ausbildung in einem Sonderfach ist 
nur auf Antrag und nur für einen Zeitraum von höchstens einem Jahr gerechnet 
ab Antragstellung zulässig. In diesem Zeitraum müssen die hiefür geltenden 
Voraussetzungen ohne Unterbrechung vorgelegen sein.  
(11) Die Ausbildungsstätten sind in das von der Österreichischen Ärztekammer 
elektronisch geführte Verzeichnis der Ausbildungsstätten für die Ausbildung zum 
Facharzt eines Sonderfaches aufzunehmen. Das Verzeichnis ist laufend zu aktua-
lisieren und auf der Homepage der Österreichischen Ärztekammer zu veröffentli-
chen.  
(12) Hinsichtlich der Anerkennung von sowie der Festsetzung von Ausbildungs-
stellen in Universitätskliniken und sonstigen Organisationseinheiten einschließ-
lich allfälliger Untereinheiten von Medizinischen Universitäten oder Universitä-
ten, an denen eine Medizinische Fakultät eingerichtet ist (§ 6 Universitätsgesetz 
2002, BGBl. I Nr. 120/2002), hat die Österreichische Ärztekammer das Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
herzustellen.  
(13) Bei der Anerkennung von Ausbildungsstätten und der Festsetzung von 
Ausbildungsstellen sind die Zahl der betroffenen Turnusärzte und Abteilungen 
oder sonstigen Organisationseinheiten sowie die entsprechenden organisatori-
schen Rahmenbedingungen von abteilungs- oder organisationseinheitsübergrei-
fender Tätigkeit gemäß § 8 Abs. 2 vorzulegen." 
 

2. § 13b des Bundesgesetzes über die Ausübung des ärztlichen Berufes und die 

Standesvertretung der Ärzte (Ärztegesetz 1998 – ÄrzteG 1998), BGBl. I 169, idF 

BGBl. I 82/2014 lautet wie folgt (die in Prüfung gezogene Bestimmung ist hervor-

gehoben): 
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"Verordnung über die Einhebung einer Bearbeitungsgebühr 
§ 13b. Die Österreichische Ärztekammer kann eine Verordnung über die Einhe-
bung einer Bearbeitungsgebühr für die in den Angelegenheiten der  
1. § 5a, 
2. §§ 6a, 9 und 10 unter Berücksichtigung von § 128a Abs. 5 Z 3 sowie 
3. §§ 12, 12a, 13, 13a, 14, 15 Abs. 2, 3 und 5, 27 Abs. 11, 30 Abs. 2, 35, 37, 39 
Abs. 2 und 40 Abs. 7 
durchzuführenden Verfahren erlassen. Die Höhe der Bearbeitungsgebühr hat 
sich nach dem mit der Durchführung der Verfahren durchschnittlich verbunde-
nen Personal- und Sachaufwand zu richten." 
 

3. § 117c Abs. 1 Z 1 des Bundesgesetzes über die Ausübung des ärztlichen Beru-

fes und die Standesvertretung der Ärzte (Ärztegesetz 1998 – ÄrzteG 1998), 

BGBl. I 169, idF BGBl. I 82/2014 lautet, § 117c Abs. 2 Z 1 leg.cit. lautete wie folgt 

(die in Prüfung gezogenen Bestimmungen sind hervorgehoben): 

"Übertragener Wirkungsbereich 
§ 117c. (1) Die Österreichische Ärztekammer hat im übertragenen Wirkungsbe-
reich folgende Aufgaben wahrzunehmen:  
1. Durchführung von Verfahren betreffend ärztliche Ausbildungsstätten und 
Lehrambulatorien gemäß §§ 6a Abs. 3 Z 2, 9, 10, 13 und 13a, 
2. – 5. […] 
(2) Im übertragenen Wirkungsbereich obliegt der Österreichischen Ärztekammer 
die Erlassung nachfolgender Verordnungen:  
1. Verordnung über die Einhebung einer Bearbeitungsgebühr (§ 13b) für die 
Angelegenheiten gemäß §§ 6a Abs. 3 Z 2, 9, 10, 13, 13a, 35 und 37 und darüber 
hinaus für die Angelegenheiten gemäß § 27 Abs. 11 und § 30 Abs. 2, jeweils 
hinsichtlich Personen mit Bewilligungen gemäß § 35, 
2. – 12. […]" 
 

4. § 195f Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Ausübung des ärztlichen Berufes 

und die Standesvertretung der Ärzte (Ärztegesetz 1998 – ÄrzteG 1998), BGBl. I 

169, idF BGBl. I 144/2009 lautet wie folgt: 

"Weisungsrecht gegenüber der Österreichischen Ärztekammer 
§ 195f. (1) Die Österreichische Ärztekammer sowie Dritte, derer sich die Öster-
reichische Ärztekammer zur Aufgabenerfüllung bedient, sind im übertragenen 
Wirkungsbereich bei der Vollziehung der Angelegenheiten einschließlich der 
Erlassung von Verordnungen an die Weisungen des Bundesministers für Gesund-
heit gebunden." 
 

5. Die Verordnung der Österreichischen Ärztekammer über die Einhebung einer 

Bearbeitungsgebühr für Angelegenheiten im übertragenen Wirkungsbereich 

(hier: Bearbeitungsgebührenverordnung 2014 – übertragener Wirkungsbereich) 
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idF 1. Novelle, Kundmachung der Österreichischen Ärztekammer Nr. 1/2017, 

veröffentlicht am 28. Juni 2017 auf der Website der Österreichischen Ärztekam-

mer (www.aerztekammer.at) lautet (die in Prüfung gezogenen Bestimmungen 

sind hervorgehoben): 

"Aufgrund des § 13b in Verbindung mit § 117c Abs. 2 Z 1 des Ärztegesetzes 1998 
(ÄrzteG 1998), BGBl. I Nr. 169/1998, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 32/2014, und des Beschlusses der Vollversammlung der Österreichi-
schen Ärztekammer am 27.06.2014 wird verordnet: 
 
§ 1. Die Antragstellerin (der Antragsteller) hat für die in den Angelegenheiten 
gemäß §§ 6a, 9, 10, 13, 35, 37 ÄrzteG 1998 und darüber hinaus für die in den 
Angelegenheiten gemäß § 27 Abs. 11 und § 30 Abs. 4 ÄrzteG 1998, jeweils 
hinsichtlich Personen mit Bewilligungen gemäß 35 ÄrzteG 1998, durchzuführen-
den Verfahren eine Bearbeitungsgebühr zu entrichten. Die Bearbeitungsgebühr 
fließt der Österreichischen Ärztekammer zu. 
 
§ 2. Die Gebührenschuld entsteht, sofern § 4 nichts anderes bestimmt, im Zeit-
punkt der Antragstellung. Zahlungspflichtig ist die Antragstellerin (der Antragstel-
ler). Die Antragsbearbeitung erfolgt erst nach Entrichtung des vorgeschriebenen 
Betrages. Die Höhe der Gebührenschuld ergibt sich aus den in der Anlage dem 
jeweiligen Verfahren zugeordneten Tarifen. In Verfahren gemäß § 37 Abs. 5, 6 
und 7 ÄrzteG 1998 bemisst sich die Gebührenschuld nach der für die Bearbeitung 
voraussichtlich zu erwartenden Tarifposition. Ergibt sich nach Abschluss des 
entsprechenden Verfahrens eine Differenz hinsichtlich des entrichteten Betrages 
und der tatsächlich zur Anwendung zu bringenden Tarifposition, so sind zu viel 
bezahlte Beträge zurückzuzahlen oder ist die fehlende Differenz nachzufordern 
und von der Antragstellerin (vom Antragsteller) zu bezahlen. 
 
§ 3. Die Bearbeitungsgebühr ist, ausgenommen für Verfahren gemäß § 4, gleich-
zeitig mit der Antragstellung auf das Konto der Österreichischen Ärztekammer zu 
entrichten. Die Bearbeitungsgebühr gilt mit dem Zeitpunkt als entrichtet, in dem 
sie dem Konto der Österreichischen Ärztekammer gutgeschrieben wurde. 
 
§ 4. Unbeschadet der §§ 2 und 3, erster Satz entsteht die Gebührenschuld für 
Verfahren gemäß §§ 6a, 9, 10 und 13 ÄrzteG 1998 in dem Zeitpunkt, in dem die 
das Verfahren abschließende Erledigung der Österreichischen Ärztekammer der 
Antragstellerin (dem Antragsteller) zugestellt wird und ist innerhalb von drei 
Wochen nach Entstehen der Gebührenschuld durch Überweisung auf das Konto 
der Österreichischen Ärztekammer zu entrichten. 
 
§ 5. (entfallen) 
 
§ 6. (entfallen) 
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§ 7. Die Höhe der Bearbeitungsgebühr richtet sich nach dem angeschlossenen, 
einen Teil dieser Verordnung bildenden Tarif. 
 
§ 8. (1) Zur Wertbeständigkeit werden die in der Anlage angeführten Bearbei-
tungsgebühren ab 2015 jährlich zum 1. Jänner nach dem Verbraucherpreisindex 
(VPI) mit dem Stichtag 1. Juli des Vorjahres zu 1. Juli des Vorvorjahres valorisiert. 
Die so berechneten Beträge sind kaufmännisch auf zwei Dezimalstellen zu 
runden.  
 
2) Der gemäß Abs. 1 aktualisierte Tarif ist auf der Homepage der Österreichi-
schen Ärztekammer zu veröffentlichen.  
 

Schlussbestimmungen 
 
§ 9. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 2014 in Kraft. 
  
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung über die Einhebung 
einer Bearbeitungsgebühr, beschlossen von der Vollversammlung der Österrei-
chischen Ärztekammer am 24.06.2005, veröffentlicht am 12.09.2005 auf der 
Homepage der Österreichischen Ärztekammer sowie in der Österreichischen 
Ärztezeitung Nr. 17/2005, zuletzt geändert am 17.12.2013, außer Kraft.  
 
(3) Der Anhang in der Fassung der 1. Novelle zur Bearbeitungsgebührenverord-
nung 2014 – übertragener Wirkungsbereich ist nur auf Verfahren anzuwenden, 
deren verfahrenseinleitende Anträge ab dem 1. Juli 2017 eingebracht werden.  
 
(4) Der Anhang in der Fassung der Bearbeitungsgebührenverordnung 2014 – 
übertragener Wirkungsbereich ist weiterhin auf Verfahren anzuwenden, deren 
verfahrenseinleitende Anträge vor dem 1. Juli 2017 eingebracht worden sind.  
 
(5) Die §§ 1, 3, und 4, der Entfall der §§ 5 und 6, § 9 Abs. 3 und 4 sowie der 
Anhang, jeweils in der Fassung der 1. Novelle zur Bearbeitungsgebührenverord-
nung 2014 – übertragener Wirkungsbereich, treten mit dem 1. Juli 2017 in Kraft. 
 
Der Präsident  
 
Anlage" 
 

6. Der Anhang zur Verordnung der Österreichischen Ärztekammer über die 

Einhebung einer Bearbeitungsgebühr für Angelegenheiten im übertragenen 

Wirkungsbereich – in der vom Bundesverwaltungsgericht anzuwendenden 

Fassung – lautete (die in Prüfung gezogenen Bestimmungen sind hervorgeho-

ben): 
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"Tarif über das Ausmaß der Bearbeitungsgebühr (2018) 
 
1. Bearbeitungsgebühr für Verfahren gemäß § 6a ÄrzteG ........................ € 459,97 
 
2. Bearbeitungsgebühr für Verfahren gemäß §§ 9 und 13 ÄrzteG für die Ausbil-
dung zum Arzt für Allgemeinmedizin  
a) ohne Beiziehung einer Fachexpertin/eines Fachexperten .................... € 459,97  
b) unter Beiziehung einer Fachexpertin/eines Fachexperten ................... € 630,80 
 
3. Bearbeitungsgebühr für Verfahren gemäß §§ 10 und 13 ÄrzteG für die Ausbil-
dung zum Facharzt  
a) ohne Beiziehung einer Fachexpertin/eines Fachexperten .................... € 646,70 
b) unter Beiziehung einer Fachexpertin/eines Fachexperten ................... € 817,43 
 
4. Bearbeitungsgebühr für die Ausstellung von Unbescholtenheitsbescheinigun-
gen  
gemäß § 30 Abs. 4 ÄrzteG1 .......................................................................... € 23,25  
 
5. Bearbeitungsgebühr für Verfahren gemäß § 35 Abs. 2 ÄrzteG ............. € 207,22  
 
6. Bearbeitungsgebühr für Verfahren gemäß § 35 Abs. 3 ÄrzteG ............... € 72,95  
 
7. Bearbeitungsgebühr für die Nachprüfung der ärztlichen Qualifikation des 
Dienstleistungserbringers gemäß § 37 Abs. 5, 6 und 7 ÄrzteG  
a) ohne Beiziehung einer Fachexpertin/eines Fachexperten .................... € 222,03  
b) unter Beiziehung einer Fachexpertin/eines Fachexperten mit einfachem 
Gutachten  
ohne Vorschreibung einer Eignungsprüfung ............................................. € 571,97  
c) unter Beiziehung einer Fachexpertin/eines Fachexperten mit einfachem 
Gutachten  
und Vorschreibung einer Eignungsprüfung ............................................... € 742,19  
d) unter Beiziehung einer Fachexpertin/eines Fachexperten mit umfangreichem 
Gutachten  
ohne Vorschreibung einer Eignungsprüfung .......................................... € 1.272,93  
e) unter Beiziehung einer Fachexpertin/eines Fachexperten mit umfangreichem 
Gutachten  
und Vorschreibung einer Eignungsprüfung ............................................ € 1.442,09 
 
Erklärung:  
 
§ 6a  Verfahren zur Anerkennung als Ausbildungsstätte für die Basisausbildung 
im Rahmen der Ausbildung zum Arzt für Allgemeinmedizin oder zum Facharzt  
 
§ 9  Verfahren zur Anerkennung als Ausbildungsstätte für die Ausbildung zum 
Arzt für Allgemeinmedizin  
 
§ 10  Verfahren zur Anerkennung als Ausbildungsstätte für die Ausbildung zum 
Facharzt  
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§ 13  Verfahren zur Anerkennung eines selbständigen Ambulatoriums als Lehr-
ambulatorium  
 
§ 30 (4) Ausstellung von Unbescholtenheitsbescheinigungen  
 
§ 35  Verfahren zur Erteilung der Bewilligung zur ärztlichen Tätigkeit in unselb-
ständiger Stellung zu Studienzwecken  
 
1) hinsichtlich Personen mit Bewilligungen gemäß § 35 ÄrzteG 
 
Der Präsident" 
 

III. Bedenken des Verfassungsgerichtshofes 

1. Bei Behandlung der Beschwerde sind im Verfassungsgerichtshof Bedenken ob 

der Verfassungsmäßigkeit der § 10, § 13b Z 2 sowie § 117c Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 

Z 1 ÄrzteG 1998 sowie der Gesetzmäßigkeit der Bearbeitungsgebührenverord-

nung 2014 – übertragener Wirkungsbereich und ihres Anhanges entstanden. 

2. Der Verfassungsgerichtshof geht vorläufig davon aus, dass die Beschwerde 

zulässig ist, dass das Bundesverwaltungsgericht bei der Erlassung der angefoch-

tenen Entscheidung die in Prüfung gezogenen Bestimmungen zumindest denk-

möglich angewendet hat bzw. dass der Verfassungsgerichtshof diese Bestim-

mungen bei seiner Entscheidung über die Beschwerde anzuwenden hätte sowie, 

dass die in Prüfung gezogenen Bestimmungen in einem untrennbaren Zusam-

menhang mit den präjudiziellen Bestimmungen stehen. 

3. Der Verfassungsgerichtshof hegt gegen die hiemit in Prüfung gezogenen Teile 

des ÄrzteG 1998 folgende Bedenken: 

3.1. Gemäß § 10 Abs. 8 ÄrzteG 1998 ist die Anerkennung als Ausbildungsstätte 

bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen von der Österreichischen Ärztekam-

mer zurückzunehmen oder einzuschränken. Diese Zuständigkeit übt die Österrei-

chische Ärztekammer gemäß § 117c Abs. 1 Z 1 ÄrzteG 1998 im übertragenen 

Wirkungsbereich unter Weisungsbefugnis des zuständigen Bundesministers aus 

(§ 195f Abs. 1 ÄrzteG 1998; s. VfGH 13.3.2019, G 242/2018 ua.). Gleiches gilt für 

die Erlassung der Bearbeitungsgebührenverordnung 2014 – übertragener Wir-

kungsbereich (§ 13b ÄrzteG 1998), da auch diese gemäß § 117c Abs. 2 Z 1 Ärz-
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teG 1998 von der Österreichischen Ärztekammer im übertragenen Wirkungsbe-

reich erlassen wird. 

3.2. Die Bestimmungen über Verfahren betreffend ärztliche Ausbildungsstätten 

und Lehrambulatorien sind auf den Kompetenztatbestand "Gesundheitswesen" 

des Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG gestützt (vgl. RV 1386 BlgNR 20. GP, 84; RV 467 

BlgNR 24. GP, 3). Angelegenheiten des "Gesundheitswesens" sind nicht in 

Art. 102 Abs. 2 B-VG angeführt. 

3.3. Gemäß Art. 102 Abs. 4 B-VG darf die Errichtung von eigenen Bundesbehör-

den für andere als die in Art. 102 Abs. 2 B-VG bezeichneten Angelegenheiten nur 

mit Zustimmung der beteiligten Länder erfolgen. Art. 102 Abs. 4 B-VG stellt 

jedoch nicht auf die Errichtung von Behörden in Angelegenheiten, die nicht in 

Art. 102 Abs. 2 B-VG oder einer besonderen Verfassungsbestimmung genannt 

sind, sondern auf die Begründung der Zuständigkeit von Bundesbehörden ab 

(vgl. VfGH 13.3.2019, G 242/2018 ua.). 

3.4. Der Verfassungsgerichtshof hegt vorerst das Bedenken, dass eine – verfas-

sungsrechtlich gebotene – Zustimmung der beteiligten Länder gemäß Art. 102 

Abs. 4 B-VG nicht erfolgt ist. Träfe dieses Bedenken zu, wären die in Prüfung 

gezogenen Bestimmungen verfassungswidrig (vgl. erneut VfGH 13.3.2019, 

G 242/2018 ua.).  

3.5. Für diesen Fall, dass die Bedenken in Hinblick auf § 13b und § 117c Abs. 2 Z 1 

ÄrzteG 1998 zutreffen, besteht hinsichtlich der Bearbeitungsgebührenverord-

nung 2014 – übertragener Wirkungsbereich das Bedenken, dass diese von einer 

unzuständigen Behörde erlassen worden wäre bzw. der gesetzlichen Grundlage 

entbehren würde, weshalb gleichzeitig mit § 13b Z 2 und § 117c Abs. 2 Z 1 

ÄrzteG 1998 auch die präjudiziellen Bestimmungen der Bearbeitungsgebühren-

verordnung 2014 – übertragener Wirkungsbereich zu prüfen sind. Im Falle der 

Aufhebung der Bestimmungen im ÄrzteG 1998 wäre die Bearbeitungsgebühren-

verordnung 2014 – übertragener Wirkungsbereich zur Gänze gesetzwidrig 

(Art. 139 Abs. 3 Z 1 und 2 B-VG). 
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IV. Ergebnis 

1. Der Verfassungsgerichtshof hat daher beschlossen, von Amts wegen § 10, 

§ 13b Z 2 sowie § 117c Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 Z 1 ÄrzteG 1998 auf ihre Verfas-

sungsmäßigkeit sowie die Bearbeitungsgebührenverordnung 2014 – übertrage-

ner Wirkungsbereich samt Anhang auf ihre Gesetzmäßigkeit zu prüfen. 

2. Ob die Prozessvoraussetzungen gegeben sind und die angeführten Bedenken 

zutreffen, wird im Gesetzes- und Verordnungsprüfungsverfahren zu klären sein. 

3. Dies konnte gemäß § 19 Abs. 4 VfGG ohne mündliche Verhandlung in nichtöf-

fentlicher Sitzung beschlossen werden. 

Wien, am 11. Juni 2019 

Der Vizepräsident: 

DDr. GRABENWARTER 

Schriftführerin: 

Dr. SCHOLZ-BERGER 
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